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nach der ersten Straftat eine schlechte Arbeitsmoral und 
eine mangelnde Bereitschaft zur Zahlung des Schaden­
ersatzes zeigt.

Diese beispielhafte Darlegung von Gründen, die die 
Anwendung der Geldstrafe ausschließen, entbinden das 
Gericht natürlich nicht von der Verpflichtung, in jedem 
Einzelfall gründlich die Voraussetzungen für den Aus­
spruch einer Geldstrafe zu prüfen. Insbesondere muß da­
bei auch ein Unterschied gemacht werden zwischen dem 
Ausspruch einer Geldstrafe im Strafbefehlsverfahren und 
ihrer Anwendung im Rahmen einer Hauptverhandlung, in 
der meistens zusätzlich gesellschaftliche Kräfte erzieherisch 
wirksam werden.

Anwendung der Geldstrafe im Strafbefehlsverfahren

Vom Wesen der Geldstrafe als in der Regel einmalige 
Einwirkung auf den Täter her ist das Strafbefehlsverfah­
ren eine dieser Maßnahme adäquate Verfahrensart. Das 
Strafbefehlsverfahren ist eine wirksame Verfahrensweise 
zur Bekämpfung geringfügiger Straftaten, weil es durch 
rationelle Verfahrensdurchführung eine zügige und sofor­
tige Reaktion auf die Straftat sichert. Es schafft auch bes­
sere Möglichkeiten für die Differenzierung des staatlich­
gesellschaftlichen Aufwandes im Zusammenhang mit der 
Feststellung und Verwirklichung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit.6

Welche Bedeutung das Strafbefehlsverfahren für den 
Ausspruch der Geldstrafe in der Rechtsprechungspraxis 
erlangt hat, ergibt sich u. E. auch daraus, daß mehr als 
zwei Drittel aller Geldstrafen in dieser Verfahrensart aus­
gesprochen wurden. Damit scheinen jedoch auch eine Reihe 
von Problemen verbunden zu sein. Wir meinen, daß mit­
unter die Voraussetzungen für die Anwendung der Geld­
strafe ungenügend geprüft werden, weil ausreichende In­
formationen zur Persönlichkeit des Täters fehlen. Anderer­
seits wird aber auch in einigen Fällen dann eine Geld­
strafe im Strafbefehlsverfahren ausgesprochen, wenn die 
Voraussetzungen für die Übergabe der Sache an ein ge­
sellschaftliches Gericht gegeben sind.

Für die Durchführung des Strafbefehlsverfahrens sind 
bestimmte prozessuale Voraussetzungen zu beachten (wie 
z. B. Geständigkeit des Täters). Ist der Ausspruch be­
stimmter Zusatzstrafen erforderlich, die im Strafbefehls­
verfahren keine Anwendung finden können (z. B. öffent­
liche Bekanntmachung), ist auch aus diesem Grund die 
Durchführung eines Strafbefehlsverfahrens ausgeschlossen.

Die Frage, ob im konkreten Fall die Durchführung 
einer Hauptverhandlung erforderlich ist oder die Geldstrafe 
im Strafbefehlsverfahren ausgesprochen werden kann, trägt 
nicht nur prozeßrechtlichen Charakter. Das folgt aus dem 
engen Zusammenhang von Strafrecht und Strafprozeß- 
recht, worin die marxistisch-leninistische Auffassung über 
die dialektische Einheit von Inhalt und Form zum Ausdruck 
kommt.7 Dieser Zusammenhang besteht auch zwischen der 
gerichtlichen Entscheidung über die anzuwendende Ver­
fahrensart und der Strafzumessung bei der Anwendung 
der Geldstrafe. Ob die Geldstrafe in einer Hauptverhand­
lung oder in einem Strafbefehlsverfahren ausgesprochen 
wird, dafür ist in erster Linie die Täterpersönlichkeit, sel­
tener die Tatschwere, entscheidend.

Ist eine unmittelbare erzieherische Einwirkung auf den 
Täter erforderlich oder hat das Gericht im Hinblick auf 
das zu erreichende Erziehungsziel noch Zweifel, ist die 
Durchführung einer Hauptverhandlung angebracht. Der 
Ausspruch einer Geldstrafe durch Strafbefehl ist u. E. 
immer dann möglich, wenn die unmittelbare Mitwirkung 
des Kollektivs bzw. eine erzieherische Einwirkung auf den 
Täter oder ein Mitwirken des Kollektivs bei der Auf­
deckung der Ursachen und Bedingungen der Straftat in 
einer gerichtlichen Verhandlung nicht notwendig ist. Das 
Strafbefehlsverfahren setzt voraus, daß keine das Beweis­

ergebnis betreffenden Einwände zu prüfen sind (wie z. B. 
bei Notwehr) und daß kein komplizierter Sachverhalt vor­
liegt.
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Fortsetzung von S. 117

Das „Interkosmos“ -Programm hat die Zusammenarbeit 
sozialistischer Staaten bei der Erforschung des Weltraums 
zum Gegenstand; ihm liegen sowohl zwischenstaatliche 
bzw. Regierungsabkommen als auch Verwaltungsverein­
barungen zugrunde. In jedem der neun Mitgliedsländer be­
steht ein Komitee für die friedliche Erforschung und Nut­
zung des Weltraums. Zentrales Koordinierungsorgan ist 
das „Komitee für die gemeinsame Arbeit der sozialisti­
schen Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Welt­
raums“ mit Sitz in Moskau. Das Forschungsprogramm wird 
jeweils für fünf Jahre aufgestellt und umfaßt kosmische 
Physik, Nachrichtenübermittlung durch Satelliten, kos­
mische Meteorologie, Biologie und Medizin sowie die Fern­
erkundung der Erde durch Satelliten.

Die Sowjetunion stellt für „Interkösmos“ kostenlos 
Trägerraketen, Geräte- und Aufenthaltskapseln, Kosmo­
drome und Leitzentren bereit und bildet Kosmonauten aus. 
Die übrigen sozialistischen Länder beteiligen sich mit Be- 
obachtungs- und Meßgeräten, so die DDR z. B. mit den 
Mehrfarbenfotogeräten MKF und der Bodenanlage AMA. 
Es beteiligen sich auch kapitalistische Staaten am „Inter­
kosmos“-Programm; so installierte z. B. Schweden an Bord 
von „Interkosmos 16“ Geräte zur Untersuchung der Ultra­
violett- und Röntgenstrahlung der Sonne, während die 
USA und Frankreich an Bord von „Kosmos 936“ Experi­
mente mit Labortieren durchführten.

Herzlichen Dank für diese interessanten Informationen. 
Wir sind sicher, daß Sie, Herr Professor, bei vielen un­
serer Leser den Wunsch nach weiteren, detaillierten Dar­
legungen zu rechtlichen Aspekten der Erforschung und 
Nutzung des Weltraums geweckt haben. Diesen Lesern 
möchten wir die Monographie „Weltraumrecht“ empfehlen, 
die von einem Kollektiv sowjetischer Autoren unter Lei­
tung von Prof. Dr. A. S. Piradow verfaßt wurde und Ende 
1978 in deutscher Sprache im Staatsverlag der DDR er­
schien. 1
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